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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Administration judiciare

Im Rahmen der Umsetzung der Justizreform legte der Bundesrat Ende Februar seinen
Entwurf für die Totalrevision der Bundesrechtspflege vor. Damit sollen insbesondere
die gesetzlichen Grundlagen für die Einrichtung eines Bundesstrafgerichts und eines
Bundesverwaltungsgerichts geschaffen werden. Diese hätten als neue erste Instanzen
bei Delikten zu dienen, die unter die Bundesgerichtsbarkeit fallen, und würden damit
dem Bundesgericht eine merkliche Entlastung bringen. Mit dem
Bundesverwaltungsgericht könnten zudem die mehr als zwanzig bestehenden
Rekurskommissionen des Bundes und die Beschwerdedienste der Departemente
aufgehoben werden. Als Wahlbehörde für die Ernennung der an den beiden neuen
Gerichten tätigen Richter schlug der Bundesrat sich selbst vor. Er begründete dies mit
dem Argument, dass das Parlament mit dieser Aufgabe angesichts der grossen Anzahl
der an die beiden neuen Instanzen zu wählenden Richter (10 bis 35 beim Bundesstraf-
und 50-70 beim Bundesverwaltungsgericht) überfordert wäre. Als weitere Massnahme
zur Entlastung des Bundesgerichts schlug die Regierung die Erhöhung der
Streitwertgrenze bei vermögensrechtlichen Auseinandersetzungen in Zivilsachen von
CHF 8'000 auf 40'000 vor. Als organisatorische Neuerung soll ferner das
Versicherungsgericht in Luzern in das Bundesgericht in Lausanne integriert werden,
wobei der Standort Luzern erhalten bleibt. Diese organisatorische Zusammenfassung
wurde sowohl vom Bundesgericht als auch vom Versicherungsgericht als sachlich nicht
opportun und unter dem Gesichtspunkt der Effizienzsteigerung unergiebig abgelehnt.
Formell besteht die Vorlage aus drei neuen Gesetzen (Bundesgerichtsgesetz,
Strafgerichtsgesetz und Verwaltungsgerichtsgesetz), wobei das Bundesgerichtsgesetz
das bisherige Gesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege ersetzt. (Zur
Volksabstimmung über die Justizreform im Rahmen der Revision der Bundesverfassung
siehe hier.) 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.02.2001
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich als Erstrat in der Wintersession mit dem Geschäft. Da die
vorberatende Kommission mit dem Antrag, dass der Bundesrat die neuen Richter
wählen soll, überhaupt nicht einverstanden war, hatte sie einen Alternativvorschlag in
Form eines eigenständigen Gesetzes ausgearbeitet. Wahlbehörde für die neuen
Gerichte sollte gleich wie beim Bundesgericht die Vereinigte Bundesversammlung sein.
Um ihr die Arbeit zu erleichtern, sollte jedoch eine von der Bundesversammlung
gewählte Justizkommission, welche sich aus hoch qualifizierten Fachleuten
zusammensetzt, geschaffen werden. Diese hätte zuhanden der parlamentarischen
Richterwahlkommission die Ausschreibungen für vakante Stellen durchzuführen, die
Bewerbungsdossiers zu studieren und Wahlvorschläge zu machen. Zudem würde sie das
Parlament bei der Oberaufsicht über die Bundesgerichte unterstützen. Der Bundesrat
war mit diesem Vorschlag einverstanden, da eine Wahlvorbereitung durch eine
ausserparlamentarische Expertenkommission Gewähr für eine sorgfältige
Kandidatenauswahl biete. Bekämpft wurde der Antrag jedoch von Carlo Schmid (cvp,
AI), der in seinem Rückweisungsantrag vorschlug, auf diese Justizkommission zu
verzichten. Unbestritten sei zwar, dass die Bundesversammlung Wahl- und
Aufsichtsorgan auch für die neuen Gerichte sein soll. Um eine sorgfältige Auswahl der
Richter durch die Bundesversammlung zu gewährleisten, sollte aber gemäss Schmid
nicht eine Fachkommission gebildet, sondern die parlamentarische
Richterwahlkommission mit einem ständigen Sekretariat versehen werden. Seine Kritik
an der Schaffung einer Justizkommission begründete Schmid vor allem damit, dass
dieses Gremium, wegen seiner fachlich prominenten Zusammensetzung und seiner
hohen Legitimation infolge seiner Wahl durch die Bundesversammlung, in der Praxis
nicht Hilfsorgan, sondern eine mächtige eigenständige Institution sein würde. Schmids
Kritik konnte sich mit 22:18 Stimmen durchsetzen, und die vorberatende Kommission
wurde beauftragt, eine Vorlage zur Stärkung der Richterwahlkommission auszuarbeiten.
Bei der Beratung der Schaffung des Bundesstrafgerichts hielt sich der Ständerat
weitgehend an die Regierungsanträge (mit Ausnahme der oben dargestellten Frage des
Wahl- und Oberaufsichtsorgans). Die Beratungen zum Bundesverwaltungsgericht
wurden noch nicht aufgenommen.

AUTRE
DATE: 06.12.2001
HANS HIRTER
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Im Herbst lieferte der Bundesrat in einer Zusatzbotschaft auch noch seinen
Standortentscheid für die neuen Gerichte mit ihren rund 70 resp. 260 Arbeitsplätzen
nach. Er beantragte, das Bundesstrafgericht in Aarau und das
Bundesverwaltungsgericht in Freiburg anzusiedeln. Für Aarau sprach wegen der
erforderlichen häufigen Kontakte zur Bundsanwaltschaft in Bern die zentrale
Verkehrslage; für Freiburg die Tatsache, dass ein Teil des Personals der bisher in Bern
und Lausanne angesiedelten Rekurskommissionen übernommen wird und zudem die
Rekrutierung der gut 50 französischsprachigen Juristen und Juristinnen hier einfacher
sein wird als an einem Standort in der Deutschschweiz. Ursprünglich waren 21 mögliche
Standorte in acht Kantonen (AG, BE, BL, FR, LU, SG, SO und TG) evaluiert worden. In die
engere Auswahl gelangten dann die Städte Aarau, Freiburg, Olten, St. Gallen und
Solothurn (Zur Nichtberücksichtigung des Kantons Solothurn siehe auch die Antwort auf
eine Frage Rudolf Steiner (fdp, SO) (01.5139)). Die von Tessiner Parlamentariern
verlangte Ansiedelung eines der beiden Gerichte im Tessin erachtete der Bundesrat als
nicht sachgemäss, da zu viele Kriterien nicht erfüllt seien. Negativ seien vor allem die zu
periphere Lage sowohl für die meisten Prozessbeteiligten als auch für die
Personalrekrutierung sowie die grosse Distanz zu juristischen Universitätsfakultäten.
Insbesondere das Argument der dezentralen Lage wurde auch gegen den von vielen
Ostschweizer Politikern mit Nachdruck geforderten Standort St. Gallen vorgebracht.
Der Ständerat hat sich in seinen Beratungen in der Wintersession noch nicht zur
Standortfrage geäussert. 2

Zu einem grossen Schlagabtausch regionaler Interessen kam es im Ständerat bei der
Frage des Standorts der beiden neuen Gerichte. Die Kommissionsmehrheit
unterstützte den Vorschlag des Bundesrates (Aarau und Freiburg); eine aus Marty (fdp,
TI), Dettling (fdp, SZ), Schweiger (fdp, ZG) und Slongo (cvp, NW) gebildete Minderheit war
für Bellinzona und St. Gallen. (Zu dieser Minderheit gehörten bezüglich Bellinzona auch
noch Stadler (cvp, UR) und bezüglich St. Gallen Bürgi (svp, TG)).  Die Befürworter dieser
Standorte versuchten einerseits darzulegen, dass bezüglich der vom Bundesrat
angeführten sachlichen Kriterien für die Standortwahl (vor allem Distanz zu den
Bevölkerungszentren und Personalrekrutierung) auch Bellinzona und St. Gallen geeignet
seien. Viel stärker berücksichtigt werden müsse aber das staatspolitische Element einer
Dezentralisierung der eidgenössischen Institutionen, und dieses spreche eindeutig für
Gerichtssitze in der italienischsprachigen Schweiz und der Ostschweiz. Mit jeweils 26:15
Stimmen beschloss der Ständerat, das Bundesstrafgericht in Bellinzona und das
Bundesverwaltungsgericht in St. Gallen anzusiedeln. Im Nationalrat empfahl die
Kommission ebenfalls, allerdings mit nur knapper Mehrheit, die Standorte Aarau und
Freiburg. Nachdem sich nahezu alle Abgeordnete aus den betroffenen vier Kantonen
für ihre Region eingesetzt hatten, beschloss der Rat mit 123:61 Stimmen, Bellinzona den
Vorzug vor Aarau zu geben. Knapper war der Entscheid beim wesentlich
personalreicheren Bundesverwaltungsgericht. Nachdem Freiburg und St. Gallen je 92
Stimmen auf sich vereinigt hatten, gab die Ratspräsidentin Maury-Pasquier (sp, GE) den
Ausschlag für Freiburg. Da aber der Ständerat auf seinem Entscheid für St. Gallen
beharrte, gab die grosse Kammer mit 95:84 Stimmen nach. Der Ständerat
verabschiedete anschliessend eine Empfehlung Lombardi (cvp, TI) (02.3377), welche
den Bundesrat auffordert, die Bundesverwaltung zu dezentralisieren und dabei vor
allem Freiburg und Aarau zu berücksichtigen. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.09.2002
HANS HIRTER

Nach der Rückweisung der bundesrätlichen Vorlage zur Schaffung eines
Bundesstrafgerichts und eines Bundesverwaltungsgerichts durch den Ständerat im
Vorjahr hatte dessen Rechtskommission einen Vorschlag für eine parlamentarische
Gerichtskommission zur Wahlvorbereitung ausgearbeitet. Das Projekt sah vor, dass
diese Kommission bei ihrer Arbeit von einem ständigen Sekretariat und einem
Expertenbeirat unterstützt wird. Letzterer wirkt bei der Wahlvorbereitung für das
Bundesstraf- und das Bundesverwaltungsgericht mit und kann – muss aber nicht – bei
den Bundesgerichtswahlen beigezogen werden. Um den anlässlich der Rückweisung im
Jahr 2001 geäusserten Ängsten vor einem zu grossen Einfluss dieser Experten Rechnung
zu tragen, werden deren Empfehlungen und Evaluationen nicht veröffentlicht. Die
parlamentarische Gerichtskommission selbst setzt sich aus zwölf Mitgliedern des
Nationalrats und fünf des Ständerats zusammen, wobei jede Fraktion Anspruch auf
mindestens einen Sitz hat. Die Oberaufsicht über die Gerichte sollen weiterhin die
Geschäftsprüfungskommissionen und nicht diese neue Gerichtskommission haben.
Diese Vorschläge kamen im Ständerat in der Frühjahrssession gut an. Umstritten war
nur noch die Frage der parlamentarischen Oberaufsicht über die Gerichte. Mit der

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.12.2002
HANS HIRTER
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Auflage, dass sie ihre Arbeit neu organisieren müssen, wurde diese bei den GPK
belassen. Der Nationalrat begann im Herbst mit den Beratungen. In der Frage der
Vorbereitung der Richterwahlen war er weitgehend mit dem Ständeratsmodell
einverstanden. Er lehnte es allerdings ab, bereits jetzt über die Schaffung einer
konsultativen Expertenkommission (Beirat) zu entscheiden, da zuerst die Frage der
Organisation der Oberaufsicht über die Bundesgerichte geklärt werden müsse.
Nachdem der Nationalrat in der zweiten Runde einen Kompromissvorschlag der kleinen
Kammer abgelehnt hatte, einen solchen Beirat wenigsten mit einer Kann-Formel zu
ermöglichen, gab der Ständerat nach. Das Gesetz über das Bundesstrafgericht wurde in
der Herbstsession verabschiedet; die neuen Bestimmungen über die Richterwahl in der
Wintersession. 4

Der Ständerat setzte in der Herbstsession seine Beratungen zur Justizreform fort.
Nachdem das Parlament im Vorjahr die Schaffung eines Bundesverwaltungs- und eines
Bundsstrafgerichts beschlossen und deren Standorte und die Wahlprozeduren
festgelegt hatte, war nun noch über die Totalrevision der Bestimmungen über die
Organisation und Verfahren der Bundesgerichte zu entscheiden. Beim neuen Gesetz
über das Bundesverwaltungsgerichts nahm die kleine Kammer einige auch vom
Bundesrat nicht bestrittene Änderungen vor. Bei der Revision des Bundesgesetzes über
das Bundesgericht waren die Auseinandersetzungen heftiger. Sie betrafen namentlich
die von der Kommission vorgeschlagenen Entlastungsmassnahmen. Diese sahen
einerseits für privatrechtliche Klagen eine Streitwertgrenze von CHF 40'000 vor. Zum
anderen sollten bestimmte, in einem Katalog aufgeführte öffentlich-rechtliche Urteile
sowie strafrechtliche Fälle bis zu einer bestimmten Bussenhöhe nicht mehr vor
Bundesgericht weitergezogen werden können. Ausgenommen von diesen
Einschränkungen sind Klagen, welche Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung
betreffen oder bei denen keine einheitliche Rechtssprechung vorliegt. Das Plenum
folgte seiner Kommission und dem Bundesrat bei der neuen Streitwertgrenze von CHF
40'000 Ein Antrag Studer (sp, NE), diese in miet- und arbeitsrechtlichen Fällen auf CHF
20'000 zu senken, unterlag mit 24 zu 9 Stimmen. Auch die Entlastungsmassnahmen für
den öffentlich-rechtlichen und den strafrechtlichen Bereich wurden akzeptiert.
Allerdings erweiterte der Rat die Bestimmung, dass Urteile von grundsätzlicher
Bedeutung an das Bundesgericht weitergezogen werden dürfen, um die Regel, dass dies
auch für Beschwerden gelten soll, bei denen die Verletzung eines verfassungsmässigen
Rechts gerügt wird. Bei der Zahl der ordentlichen Bundesrichter war der Ständerat
etwas grosszügiger als der Bundesrat, indem er sie auf 40-50 festlegte (der Bundesrat
hatte 35-45 beantragt, zur Zeit sind es 41). Die administrative Integration des Luzerner
Versicherungsgerichts in das Lausanner Bundesgericht fand relativ knapp
Zustimmung. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 23.09.2003
HANS HIRTER

Als Zweitrat nahm der Nationalrat die Beratung der Totalrevision der Bestimmungen
über die Organisation und Verfahren der Bundesgerichte und des neuen Gesetzes
über das Bundesverwaltungsgericht auf. Dabei hatte es, nachdem das Bundesgericht
seine Unzufriedenheit mit der Version des Ständerates kundgetan hatte, eine kleine
Verzögerung gegeben. Auf Ersuchen der Rechtskommission des Nationalrats
präsentierte eine vom EJPD-Vorsteher geleitete Arbeitsgruppe einen neuen Vorschlag.
Dieser erhöhte die Streitwertgrenze für Zivilsachen nur auf CHF 30'000 statt auf CHF
40'000 und verzichtete bei Straf- und Steuersachen im Gegensatz zur Version der
kleinen Kammer ganz auf eine Streitwertgrenze. (Für Fälle von grundsätzlicher
Bedeutung besteht ohnehin keine Streitwertgrenze.) Die Nationalratskommission
übernahm diese Vorschläge und ging sogar noch etwas weiter, indem sie bei arbeits-
und mietrechtlichen Streitsachen die Streitwertgrenze auf CHF 15'000 reduzierte.
Eintreten war im Plenum unbestritten. Abgesehen von der erwähnten Streitwertgrenze
wurden die Entscheide des Ständerats von den Kommissionssprechern als tragfähiger
Kompromiss gelobt und vermochten sich fast durchwegs durchzusetzen. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 06.10.2004
HANS HIRTER

In einer im Sommer präsentierten Botschaft schlug der Bundesrat ein befristetes
Gesetz vor, das den gesetzlichen Rahmen für die Aufbauphase des neuen
Bundesverwaltungsgerichts bildet. Geschaffen werden soll damit insbesondere ein
Gremium, welches noch vor der für 2007 geplanten Einsetzung des Gerichts die für die
Inbetriebnahme erforderlichen Entscheide fällt (z.B. über die Einstellung von
administrativem Personal). Der Ständerat hiess dieses Gesetz in der Dezembersession
gut. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.12.2004
HANS HIRTER
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Nach der Bereinigung der letzten Differenzen verabschiedete das Parlament in der
Sommersession das revidierte Gesetz über das Bundesgericht und das neue Gesetz
über das Bundesverwaltungsgericht einstimmig. In der Frühjahrssession befasste sich
der Ständerat mit der im Vorjahr vom Nationalrat beschlossenen neuen Fassung, welche
sich auf den Zusatzbericht einer Arbeitsgruppe stützte. Die kleine Kammer schloss sich
weitgehend diesen Entscheidungen an. Dazu gehörte namentlich auch die lange
umstritten gewesene Festlegung der Streitwertgrenzen für Zivilsachen. In der zweiten
Runde der Differenzbereinigung ging es insbesondere noch um die
Rekursmöglichkeiten bei der internationalen Rechtshilfe. Durchgesetzt hat sich die von
Bundesrat und Ständerat vertretene Ansicht, dass in besonderen Fällen (z.B. wenn bei
einer Auslieferung im Ausland die Todesstrafe droht) der Entscheid des
Bundesstrafgerichts an das Bundesgericht weitergezogen werden kann. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.06.2005
HANS HIRTER

Unmittelbar nach dem Abschluss der Parlamentsberatungen forderte Bundesrat
Blocher das Bundesgericht auf, angesichts der beschlossenen Entlastungsmassnahmen
Vorschläge für Kosteneinsparungen im Umfang von rund 20% zu machen. Formeller
Anlass für diese Aufforderung war die Bestimmung der Zahl der Richter an dem
organisatorisch um das Eidgenössische Versicherungsgericht erweiterten
Bundesgericht. Darüber entscheidet zwar das Parlament, der Bundesrat muss dem
Parlament aber einen Vorschlag unterbreiten. Gemäss dem neuen Gesetz kann die Zahl
zwischen 35 und 45 variieren, aktuell sind es 41 Richter (30 beim Bundes- und 11 beim
Versicherungsgericht). Bei den zwei Gerichten kam diese Aufforderung Blochers nicht
gut an: Angesichts der Arbeitsüberlastung sei eine Reduktion der Richterzahl nicht
möglich, und zudem sei es auch noch nicht klar, ob die vom Parlament beschlossenen
Massnahmen Kosteneinsparungen zur Folge hätten. In einer gemeinsamen Erklärung
gaben die Gerichte bekannt, dass sie in dieser Sache eine Zusammenarbeit mit dem
Vorsteher des EJPD ablehnten; über allfällige Budgetkürzungen wolle man nur mit dem
dafür allein zuständigen Parlament sprechen. 9

DÉBAT PUBLIC
DATE: 12.08.2005
HANS HIRTER

1) Anhang zur Botschaft sowie, für das Versicherungsgericht, BBl, 2001, S. 5890 ff.; BBl, 2001, S. 4202 ff.; Presse vom 2.3.01.
2) AB NR, 2001, III, Beilagen, S. 441 ff.; AB SR, 2001, III, Beilagen, S. 73 ff.; AB NR, 2001, S. 1110. Vgl. auch NZZ, 30.6. und
25.9.01; SGT, 4.7.01 und Bund, 20.9.01 (St. Gallen) sowie TA, 14.9.01 (TI).; AB SR, 2001, S. 904 ff.; BBl, 2001, S. 1181 ff.
(Gesetzesentwurf für die Justizkommission).; BBl, 2001, S. 6049 ff.; Presse vom 13.9.01.
3) AB SR, 2002, S. 209 ff., 483 ff. und 552; AB NR, 2002, S. 888 ff., 1089 ff. und 1138; BBl, 2002, S. 4456 f.; Presse vom
14.6.02. Vgl. auch AB NR, 2002, V, Beilagen, S. 60 ff. und 76 f. (zur Bauplanung in St. Gallen und Bellinzona) sowie NZZ, 6.6.02;
AB SR, 2002, S. 677 ff.
4) AB SR, 2002, S. 196 ff., 328 ff., 739 f. und 939; AB NR, 2002, S. 1207 ff., 1216 ff., 1484, 1705, 2014 f. und 2174; BBl, 2002, S.
6493 ff. (Bundesstrafgericht) und 8220 ff. Vgl. auch den Bericht der GPK-SR über die parlamentarische Oberaufsicht über
die eidgenössischen Gerichte in BBl, 2002, S. 7625 ff. sowie Lit. „Parlamentsdienste (Hg.) (2002). 'Modernes Management in
der Justiz', in Bbl, 2002, S. 7640-7689.“
5) AB SR, 2003, S. 857 ff.; AB SR, 2003, S. 881 ff.
6) AB NR, 2004, S. 1570 ff., 1575 ff., 1635 ff. und 1644 ff.; NZZ, 8.4. und 13.9.04; TA, 5.10.04 (NR-Kommission).
7) BBl, 2004, S. 4787 ff.; AB SR, 2004, S. 873 ff.
8) AB SR, 2005, S. 117 ff., 391, 552 f. und 664; AB NR, 2005, S. 640 ff. und 968; BBl, 2005, S. 4045 ff. und 4093 ff.
9) NZZ, 27.6., 14.7., 15.7. und 22.7.05; SGT, 30.6.05; TA, 16.7.05. Zur Richterzahl und zur Unabhängigkeit des Bundesgerichts
von BR und EJPD siehe auch Ulrich Zimmerli, „Direkter Zugang zum Parlament: Bundesrat Blocher ist nicht der Vormund des
Bundesgerichts“, in NZZ, 12.8.05.
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